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Zeill chrifl
das Verwaltungs - u . Rechnungsweien der Gemeinden ,

Sparkdiien , Stiftungen und ſozidlen Verſicherungen .
Erſcheint monatlich 1mal .

Ur 3 Preis unter Kreuzband frei durch jt
A . die Geſchäftsſtelle bezogen 5 Mk.

fürs Jahr .

Ber Inſertionsprels für den Raum
einer Zeile von 3u176 mm beträgt

1916 30 Pfg. , bei größeren Aufträgen ,
mehrmaligem Einrücken und Cliché -
Auftrag wird ſolcher allenfalls nach

Uebereinkunft feſtgeſetzt .

3. Jahrgang
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1. Allgemeine Gemeindeſachen .

Vergütung der Gemeindebeamten für Kriegs⸗
arbeiten betr .

Am 12. Dezember 1915 fand in Lauda eine

rſammlung der Herren Bürgermeiſter , Ratſchrei⸗
ber und Gemoinderechner des Amtsbezirks Tauber —

biſchofsheim ſtatt . Als einziger Punkt der Tages⸗

ordnung ſtand zur Beratung : Vergütung der Ge —

meindebeamten für Kriegsarbeiten . Von der Ver⸗

ſammlung wurde nach kurzer Beratung einſtimmig
boſchloſſen :

N

„ Für die außerordentlichen Kriegsarbeiten
wünſchen die Gemeindebeamten des Bezirks eine

Vergütung aus Gemeindemitteln für den Monat

nach folgenden Sätzen :

Bürgermeifter Ratſchreiber Rechner

bei 500 Einwohnern 10 10 4 5 4

von 500 —1000 Einw . 15 15 ι 8 Gl.

von 1000 —1500 Einw . 18 l 18 10 4

über 1500 Einw 20 20

mit Rückwirkung ſeit Kriegsbeginn . “

Da das Großh . Bezirksamt Tauberbiſchofs⸗

heim in anerkennenswerter Weiſe in einer Verfü⸗

gung vom 2. Dezember 1915 den Gemeinden es

ſchon nahe gelegt hatte , für die außerordentlichen

Kriegsarbeiten an die Beamten entſprechende Ver —

gütungen zu zahlen , wurde ſeitens der Herren Vor —

ſtände der 3 Bezirksoereine in einem gemeinſamen

Rundſchreiben an die ſämtlichen Gemeinderäte des

Bezirks auf die bezirksamtliche Verfügung Bezug

genommen und von dem obigen Beſchluſſe Kenntnis

gegeben mit der Bitte um wohlwollende Prüfung

und Beſchlußfaſſung .

In der Verſammlung wurde feſtgeſtellt , daß

der Vorſchlag nicht für alle Verhältniſſe zutreffend
ſein wird , da die Verteilung der Arbeiten auf die

einzelnen Beamten , beſonders Bürgermeiſter und

Ratſchreiber , in den kleinen Landgemeinden eine

verſchiedene iſt . Während in einzelnen Gemeinden

die Arbeiten gemeinſchaftlich erledigt werden , über⸗

nimmt in anderen Orten der Bürgermeiſter , oder

der Ratſchreiber den Hauptanteil , was vielfach da⸗

rauf zurückzuführen iſt , daß durch Kriegsdienſt⸗
eiſtung von Familienmitgliedern z. B. der Bür⸗

germeiſter dringend im eigenen Privatbetrieb ar⸗

beiten muß und faſt alle Schreibarbeit dem im eige⸗
nen Privatbetrieb vielleicht beſſer abkömmlichen

Ratſchreiber überläßt und umgekehrt . Der Vor⸗

ſchlag der Verſammlung ſollte den Gemeinderäten

deshab nur eine Grundlage bieten , von der aus un⸗

ter Berückſichtigung der jeweiligen örtlichen Ver⸗

hältniſſe das Richtige dann leicht gefunden werden

kann . Der Vorſitzende der Verſammlung , Herr

Bürgermeiſter Weigand aus Gerlachsheim , richtete

an ſeine Herren Kollegen die Bitte , daß überall da ,

vo z. B. der Bürgermeiſter weiß , der Ratſchreiber
hat die Hauptarbeit zu bewältigen , er dies auch an⸗

erkennen ſolle dadurch , daß er ihm eine höhere Ver —

gütung zukommen laſſe , wie es im gegenteiligen
Verhältnis vom Ratſchreiber geſchehen möge .

Soweit Einſender es feſtſtellen konnte , hatte

die Verſammlung einen recht guten Erfolg , da in faſt



allen Bezirksgemeinden Gehaltszulagen bewilligt
worden ſind teils in entſprechenden einmaligen Be⸗

trägen , größtenteils aber in monatlichen Beträgen
nach den gemachten Vorſchlägen .

Tauberbiſchofsheim . Reidel , Ratſchr .

Den Anſpruch der Ehefrau des Hofbauern Georg
Schwarz geb . Buß in Schwaibach auf Unterſtützung
auf Grund des Reichsgeſetzes vom 28 . Februar 1888

in der Faſſung vom 4. Auguſt 1914 betr .

An das Großh . Bezirksamt O
Nach §S 2 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes

entſcheiden die Verwaltungsgerichte — in erſter In —
ſtanz der Bezirksrat , in zweiter Inſtanz der Ver —

waltungsgerichtshof über die in dieſer Beſtim⸗

mung benannten Streitigkeiten des öffentlichen

Rechts . Die Zuſtändigkeit des Bezirksrats als

waltungsgericht zur Entſcheidung über den von der

8 hefrau Schwarz erhobenen Anſpruch könnte nach

2Ziff . 22 VRPf . G. allerdings an ſich dann gege⸗
ben erſcheinen , wenn man annehmen würde , daß

dieſe urſprünglich aufgrund der Geſetze vom 27 .

Februar 1850 , 8. April 1868 , 22 . November 1871

und 12 . Februar 1875 beſtimmte Zuſtändigkeit auch

nach dem Geſetze vom 28 . Februar 1888 in der Faſ⸗
ſung vom 4. Auguſt 1914 noch beſteht . Ein Urteil

des Gerichtshofs kann aber in der Sache zunächſt

deshalb nicht ergehen , weil eine Entſcheidung des

Bezirksrats nach Maßgabe der Beſtimmungen der

der § S 17ff Verwaltungsrechtspfl . ⸗G. nicht vorliegt .
Die Ehefrau Schwarz iſt hierüber entſprechend zu

Ver⸗

belehren ; es bleibt ihr , wenn ſie der Anſicht iſt , daf

die Zuſtändigkeitsbeſtimmung des § 2 Ziff. 22 Ver⸗
walt . RPfl .G. neben § 6 des genannten Reichsge

ſetzes noch beſteht , zunächſt überlaſſen , im geo
ten Verfahren Klage vor dem Bezirksrat zu erheben

( Verwaltungsgerichtshof vom 28 . Juni 1915

Nr . 1588 )

Richtlinien
des Vorſtandes des Deutſchen Städtetages zur

Realtreditfrage .
J. Allgemeine Geſichtspunkte

1. Die Kleinwohnungsnot , mit der in

Teilen des Reiches unmittelbar nach
Kri

gerechnet werden muß , kann bei dem

Verſagen anderen Kreditquellen

nur durch unmittelbare Einſetzung von Reichsmit —

teln behoben werden .

vielen

dem

vor⸗

nusſichtlichen aller

2. Auch die daneben ſicherlich notwendige Un⸗

lerſtützung des Realkredits nach Friedensſchluß iſt

Aufgabe von Reich und Staat , inſoweit die durch
ieg hervorgerufenen Umſtände Urſache der

Schwierigkeiten oder ihrer Verſchärfung ſind

3. Soweit die

den Ki

örtlichen

eich⸗

Gemeinden nach ihren

Verhältniſſen eine Mitwirkung an der zu 3 bez

34 —

neten Hilfsaktion für den Realtredit als angezeigt
erachten , muß die Form ihrer Mitwirkung von der

Beſchlußfaſſung der einzelnen Gemeinde abhängen .
2. Für diejenigen Gemeinden , die die von ihnen

als angezeigt erachtete Mithilfe nicht für ſich allein

gewähren können , iſt die Unterſtützung durch eine

umfaſſende Organiſation geboten .
5. Allgemein aber hält der Vorſtand des Deutſchen

Städtetages auf der Grundlage der Beſchlußfaſſung
der Hauptverſammlung des Deutſchen Städtetages
am 15. Juni 1914 in Köln daran feſt , daß die Be⸗

friedigung der Bedürfniſſe des Realkredits von

vorübergehenden Schwierigkeiten abgeſehen — in

der Hauptſache dem Privatkapital überlaſſen blei⸗

ben muß . Jede Hilfe aus Mitteln der Gemeinde

kann nur mit Rückcht auf außerordentliche Verhält —
niſſe verantwortet werden und trägt deshalb vorü —

bergehenden Charakter .

Vorausſetzungen einer Mitarbeit der Städte .

6 Die Mitarbeit der Städte bei einer umfaſ⸗
ſenden Organiſation iſt nur unter der Vorausſetz⸗

zu einer
—ç

— des Reung denkbar , daß die

alkredits unerläßlichen Maßregeln in ihrer Geſamt⸗

heit durchgeführt werden . Desahalb beſchränken ſich
die folgenden Leitſätze einerſeits auf die wichtigſten
Geſichtspunkte , ſind aber andererſeits eine unzer⸗
trennbare Einheit .

7. Das Schätzungsweſen muß dahin geregelt

werden , daß alle öffentlichen oder unter öffentlicher

Aufſicht ſtehenden Kreditgeber an die Schätzungen
einer öffentlichen , dem Gemeindevorſtand angeglie⸗
derten Stelle gebunden ſind . Die Schätzungsgrund⸗
ſätze müſſen von den Gemeinden in Anpaſſung an
die örtlichen W auf Grundlage allgemei⸗
ner geſetzlicher Richtlinien aufgeſtellt werden . Der

Schätzungszwang muß für alle Neubauten und im

Grundſatz auch für alle Neubeleihungen auf alten

Grundſtücken beſtehen , iſt aber , ſoweit für alte

Grundſtücke entſtehen würden , durch Ueber⸗

ganasvorſchriften zu mildern .

8. Das R Geſetzbuch iſt ahin abzuän⸗
dern , daß mangels einer anderen ins Grundbuch

ingetragenen Vereinbarung in die durch Tilgung
frei werdenden Stellen des Grundbuchs die nach⸗
eingetragenen Schulden einrücken .

Geſundung der9. Eine

Grundbeſitzes iſt nur möglich ,
der Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe , die

erſte Hypothek grundſätzlich als unkündbare Hypo⸗
thek gegeben die ſelbſtverſtändlich Tilgungs⸗
hypothek ſein muß . Die Erreichung dieſes Zuſtan⸗
des iſt dadurch vorzubereiten , daß alsbald alle öf⸗

fentlichen und unter Aufſicht ſtehenden Geber erſter
Hypotheken zur Hergabe unkündbarer Hypotheken

in angemeſſenem Umfang veranlaßt werden , wobei

Verhältniſſe des

wenn , vorbehaltlich

wird ,



auf die Erforderniſſe der Geldflüſſigkeit bei den
einzelnen Geldgebern und auf die ſchwierigen Ver
hältniſſe des Wohnungsmarktes nach Kriegsende
Rückſicht zu nehmen iſt .

10 . Die unkündbare Tilgungshypothek iſt nur
ſeitens des Gläubigers regelmäßig unkündbar , da⸗
gegen ſeitens des Schuldners nach Ablauf eines
angemeſſenen Zeitraums ( etwa zehn Jahre ) künd⸗
bar .

11. Kein allgemeiner Grundſatz kann darüber
aufgeſtellt werden , ob das bisher für die Tilgung
vorwiegend übliche ſogenannte Annuitätenfyſtem
( Syſtem des Zinszuwachſes zur Tilgungsquote )
vorzuziehen iſt oder ein Syſtem feſter Abträge , daß
die aus dem Annuitätenſyſtem bei jeder Verwer
tung des Grundſtücks , beſonders beim Verkauf , ſich
ergebenden Schwierigkeiten vermeiden würde .

12 . Die Grenze für die mündelſichere Belei
hung iſt durchweg auf 60 Prozent des Wertes ſtäd⸗
tiſcher Grundſtücke zu erhöhen . Alle öffentlichen
und unter öffentlicher Aufſicht ſtehenden Kreditge⸗
ber ſind zur Hergabe erſter Hypotheten bis zu dieſer
Erenze zu ermächtigen .
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III . Die vorgeſchlagene Organiſation .
13 . Den Bundesſtaaten und in Preußen den

Provinzen iſt die Errichtung von Pfandbriefanſtal⸗
ten oder ähnlichen Kreditanſtalten für erſte Hypo⸗
theken nach dem ungefähren Muſter der Branden —

burgiſchen Pfandbriefanſtalt dringend nahe zu
legen .

14 . Gleichzeitig iſt die Ausgeſtaltung ſolcher
Kreditanſtalten dahin anzuſtreben , daß bei Ueber⸗
nahme einer Garantie durch öffentliche Verbände

auch zweite Hypotheken ausgegeben werden .

Für die Begebung dieſer zweiten Hypothek
müßten von ſeiten der Kreditanſtalt folgende
Grundſätze beobachtet werden , wobei die Beziehun⸗
gen zu den öffentlichen Verbänden nur inſoweit
dargeſtellt werden , als es ſich um die Rechtsverhält⸗
niſſe der Gemeinden handelt ; den Gemeinden gleich⸗
zuſtellen ſind die höheren Kommunalverbände ( in
Preußen Landkreiſe ) :

a) Die Hingabe der Hypothek erfolgt nur auf
Grund einer für den Einzelfall abgegebenen Er⸗

klärung der Gemeinde , die Bürgſchaft ganz oder

teilweiſe übernehmen zu wollen .

b) Die Hypotheken dürfen nur auf ſolche
Grundſtücke gegeben werden , deren erſte Hypothek
als Tilgungshypothek im Sinne der Ziffer 10 ge⸗

geben iſt .

c) Da die zu ſchaffende Organiſation vorbild⸗

lich für die Kreditgewährung aus privater Hand
ſein ſoll und da Private Tilgungshypotheken in der

Regel nicht gegeben werden ,ſo iſt zu erwägen , ob die

zweite Hypothek der Kroditanſtalten nicht als feſte ,

9—5

in angemeſſenen Zeiträumen kündbare Hypothrk
auszugeſtalten iſt . Dies iſt natürlich nur möglich ,
wenn der Tilgungsplan für die erſte Hypothek ſo
bemeſſen iſt , daß durch ihn die geſamte Wertminde⸗

rung des Grundſtücks ausgeglichen wird .

d) Die zweiten Hypotheken können bis 75 Pro⸗

zent des Schätzungswertes ( vergl . Ziffer 7) gegeben
werden .

e) Der Zinsfuß der Hypothek iſt in jedem Fall
mit der Gemeinde zu vereinbaren . Er darf nicht
unter den für privates zweitſtelliges Geld nach den

wirtſchftlichen Umſtänden berechtigten Zinsfuß hin⸗

untergehen .

) Die Fälligkeit der erſten Hypothek muß die

Fälligkeit der zweiten Hypothek nach ſich ziehen .
g) Für die erſten und die zweiten Hypotheken

werden einheitliche Pfandbriefe oder ſonſtige Kre
ditpapiere augegeben .

h) Die aufkommenden Zinſen der zweiten Hy⸗
potheken ſind nur in der durchſchnittlichen Höhe der
Zinſen aus erſten Hypotheken der allgemeinen Kaſſe
der Kreditanſtalt zuzuführen . Aus dem überſchie
ßenden Betrag ſind vorab die durch das Geſchäft
der zweiten Hypotheken beſonders entſtehenden

Verwaltungsunkoſten , namentlich auch der bürgen
den Gemeinde zu beſtreiten . Der Reſt iſt zur Bil
dung eines Sicherheitsſtockes zu verwenden , der für
jede bürgende Gemeinde einzeln eingerichtet wird .
Hat der Sicherheitsſtock eine beſtimmte Höhe er⸗
reicht , ſo ſind die eingehenden Mehrbeträge ganz
oder überwiegend der bürgenden Gemeinde zur
Verwendung für gemeinnützige Zwecke des Wohn⸗
und Siedlungsweſens zu überweiſen . Für den Fall
einer Nichttilgung der zweiten Hypotheken aus den
Ueberſchüſſen auch ein Tilgungsſtock für die ent⸗
ſprechenden Kreditpapiere anzulegen.

i) Der Geſamtbetrag der zweiten Hypotheken
einer Kreditanſtalt darf jeweils höchſtens ein Drit⸗
tel des Geſamtbetrages ihrer erſten Hypotheken aus⸗
machen .

k) Die Kreditanſtalten haben durch Vereinba⸗

rungen mit jeder ſich anſchließenden Gemeinde feſt⸗
zuſtellen , bis zu welchem Geſamtbetrage die Bürg⸗
ſchaft der Gemeinde ſich höchſtens erſtrecken darf .
Für dieſen Geſamtbetrag ſind beſtimmte Grund⸗
ſätze in der Satzung der Kreditanſtalt feſtzulegen.

Die Gemeinden ( Landkreiſe ) haben es nach
dioſen Beſtimmungen völlig in der Hand , ob und
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in welchen Fällen ſie von der Bürgſchaftsüber⸗
nahme für zweite Hypotheken Gebrauch machen
wollen . Insbeſondere muß es jeder Gemeinde über⸗
laſſen bleiben , nach ihren örtlichen Verhältniſſen
eine allgemeine Grenze zu beſtimmen , über die der

Einzelbetrag jeder zweiten Hypothek nicht hinaus⸗
gehen darf , wobei zweckmäßig zwiſchen Neubauten
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und beſtehenden Gebäuden zu unterſcheiden ſein

wird .

Richtlinien

des Vorſtandes des Preußiſchen Städtetages zur

Frage der geſetzlichen Verlängerung von Hypo⸗

theken

vom 12 . Februar 1916 .

I. Kichtlinien zur allgemeinen Frage der geſetzlichen

Verlängerung von Hypotheken .

1. Zur Vermeidung ſchwerſter Verluſte der

Hausbeſitzer und der Nachhypothekare iſt eine Ver —

längerung der Hypotheken ſowohl während des

Krieges wie für die Uebergangszeit nach Friedens —

ſchluß nicht zu vermeiden .

Während der Kriegszeit kann die Verlänge —

rung im allgemeinen nur auf beſtimmne Zeiträume

ausgeſprochen werden , da die Entwicklung der wirt

ſchaftlichen Verhältniſſe zu ungewiß iſt . Sobald

die Ungewißheit behoben iſt , muß eine Verlänge

rung auf längere Friſt zugeſtanden werden .

2. Die Verlängerung hat zu unterbleiben , falls

mit ihr beſondere Gefahren oder beſondere Unbillig⸗

keiten für den Gläubiger verbunden ſind . Als ſolche

beſondere Unbilligkeit iſt auch anzuſehen , wenn der

Schuldner nach ſeiner Vermögenslage unzweifelhaft

zur Rückzahlung der Hypothek imſtande iſt .

Notwendig ſind Einrichtungen des Reichs oder

des Staates zur Lombardierung von Hypotheken ,

damit auch ſolchen Gläubigern , die des Kapitals

für beſtimmte wichtige Zwecke bedürfen , die Ver⸗

längerung der Hypothek zugemutet werden kann .

3. Der Zinsſatz für die Verlängerungszeit iſt

ſo zu bemeſſen , daß auf der einen Seite unbillige

Schädigungen des Gläubigers vermieden werden ,

auf der anderen Seite aber auch keine übermäßige

Belaſtung des Schuldners eintritt , wobei auf die

Einführung einer etwaigen Tilgung gebührende

Rückſicht zu nehmen iſt . Nebenkoſten für die Ver —

längerung der Hypotheken ſind ausgeſchloſſen .

. Soweit ſtädtiſche Miet⸗ oder Hypotheken —

einigungsämter beſtehen , ſind ihnen die aus den

vorſtehenden Ziffern ſich ergebenden Entſcheidun —

gen zu übertragen .

II . Richtlinien für Uebergangsvorſchriften bei Ein

führung öffentlicher Schätzungsämter .

1. Da durch die Schätzungen der öffentlichen

Schätzungsämter Ueberbeleihungen feſtgeſtellt wer —

den können , ſo ſind geſetzliche Maßregeln erforder —⸗

lich , um für den Regelfall einen Abbau der Ueber

beleihungen zu ermöglichen .

2. Der Abbau hat dadurch zu erfolgen , daß

Hypotheken , die eine Ueberbeleihung darſtellen , un

ter Einführung einer außerordentlichen Tilgung

geſetzlich verlängert werden . cebenkoſten für die

Verlängerung ſind ausgeſchloſſen . Der Tilgungsſatz

iſt dem außerordentlichen Zweck entſprechend zu be

meſſen , in der Regel auf 1 Prozent jährlich . Die

Verlängerung hat auf einen ſo langen Zeitraum zu

erfolgen , daß vermittels der außerordentlichen Til⸗

gung die Ueßerbeleihung ausgeglichen wird .

a ) Soweit die Hypotheken von öffentlichen oder

privaten Inſtituten gegeben ſind , denen die Pflicht

zur Einhaltung einer Beleihungsgrenze obliegt , hat

die Verlängerung ſtets zu erfolgen , wofern nicht im

Einzelfall für den Gläubiger beſondere Gefahren

beſtehen . Dabei ſind in der Regel die alten Zins

bedingungen beizubehalten .

b) Bei anderen Hypotheken lerſten Hypotheken

und Nachhypotheken ) kann die Verlängerung an —

geordnet werden , wofern eine Ueberbeleihung nach

beſonderen

Umſtänden der einzelnen Hypothek vorliegt . Die

Feſtſetzung des Zinsſatzes erfolgt nach den Verhält

niſſen des Einzelfalles unter Berückſichtigung der

Tilgung ( Ziffer 2 oben ) .

Notwendig ſind Einrichtungen des Reiches oder

des Staates zur Lombardierung von Hypotheken ,

damit auch ſolchen Gläubigern , die des Kapitals

für beſtimmte wichtige Zwecke bedürfen , die Ver —

längerung der Hypothek zugemutet werden kann .

3. Auf jeden Fall iſt , damit die Tilgung der

erſten Hypotheken auch dem nachfolgenden Kredit

zugute kommt , das geſetzliche Einrücken der Nach⸗

hpotheken in die durch Tilgung der erſten Hypother

freiwerdende Stelle vorzuſehen .
4. Soweit ſtädtiſche Miet - oder Hypotheken⸗

einigungsämter beſtehen , ſind ihnen die aus den

vorſtehenden Ziffern ſich ergebenden Entſcheidun

gen zu übertragen .

den örtlichen Verhältniſſen und den

4 . Verſicherungsweſen .
Sind die für die Induſtrie beurlaubten oder ab⸗

kommandierten Militärperſonen kranken⸗ und inva⸗

lidenverſicherungspflichtig ?

Vielfach kommt es vor , daß Perſonen des Sol —

datenſtandes , welche nur garniſons - oder arbeits⸗

verwendungsfähig ſind , in gewerbliche und ſonſtige

Betriebe überwieſen werden . Dieſe Ueberweiſung

kann in zweifacher Weiſe geſchehen , nämlich ent —

weder durch Beurlaubung auf längere Zeit oder

durch „ Abkommandierungn “ im ausgeſprochenen

militäriſchen Sinne . Im erſteren Falle beſteht der

Unterſchied des Arbeiters uſw . nur darin , daß der

Arbeitgeber im Falle der Arbeitsniederlegung die

ſofort zu benachrichtigen hat , im

Uebrigen aber in Bezug auf Lohn uſw . allen übri⸗

gen Arbeitern gleichgeſtellt iſt . Ein Zweifel , daß

ein ſolcher Arbeiter wohl kranken - und invaliden⸗

verſicherungspflichtig iſt , beſteht nicht . Wohl aber

Militärbehörde



kann dies im zweiten Falle möglich ſein . Wenn

rein militäriſche Abkommandierung ſtattfindet und

insbeſondere , wenn vielleicht noch in der Kaſerne

geſchlafen wird uſw . iſt die Verſicherungspflicht
ohne Weiteres zu verneinen . Wird aber re⸗

gelrecht Lohn gewährt und dauert die Abkomman⸗

dierung längere Zeit , ſo wird auch hier zweifellos
Verſicherungspflicht beſtehen . Eine Rückfrage beim

betreffenden Truppenteil dürfte zum allermindeſten
angebracht erſcheinen .

Kriegsteilnehmer und Invalidenverſicherung .

Nach § 1393 RVO . werden als Beitragswo⸗

chen der Lohnklaſſe II , ohne daß Beiträge entrichtet

zu werden brauchen , die vollen Wochen angerechnet ,
in denen der Verſicherte

1. zur Erfüllung der Wehrpflicht in Friedens⸗ ,

Mobilmachungs - oder Kriegszeiten eingezogen ge⸗

weſen iſt ,

2. in Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten frei⸗

willig militärſche Dienſtleiſtungen verrichtet hat .

Dieſe Wochen werden jedoch nur denen ange⸗

rechnet , die vorher berufsmäßig nicht nur

vorübergehend verſicherungspflichtig beſchäftigt ge⸗

weſen ſind . Die Anrechnung erfolgt alſo nur bei

ſolchen Verſicherten , die bis zum Beginn der mili⸗

täriſchen Dienſtleiſtung oder doch bis kurz vor die⸗

ſem Beginn verſicherungspflichtige Lohnarbeiten

verrichtet hatten , dagegen nicht bei ſolchen , die ſich

freiwillig verſicherten , ohne Rückſicht darauf
ob Selbſtverſicherung , fortgeſetzte Selbſtverficherung
oder Weiterverſicherung vorlag und ferner auch nicht
bei ſolchen Perſonen , die ſchon längere Zeit vor

Beginn der militäriſchen Dienſtleiſtung aus der

Verſicherung ausgeſchieden waren , bei denen alſo

anzunehmen war , daß ſie Pfichtbeiträge auch dann

nicht geleiſtet hätten , wenn nicht die mllitäriſche

Dienſtleiſtung dazwiſchen getreten wäre .

Hier greift nun die Verordnung vom 23 . De⸗

zember 1915 ( Reichs⸗Geſetzbl . 15 S . 845 ) ändernd

ein . Nach § 1 dieſer Verordnung werden nämlich

während des gegenwärtigen Krieges in deutſchen

oder öſterreichiſch - ungariſchen Dienſten zurückgelegte

Militärdienſtzeiten als Zeiten freiwilliger Verſiche⸗

rung angerechnet , ohne daß Beiträge entrichtet zu

werden brauchen , auch ſolchen Verſicherten , bei de⸗

nen obige Vorausſetzungen nicht zutreffen , wohl

aber die Anwartſchaft aus den bis dahin geleiſteten

Beiträgen erhalten war oder unter Anwendung der

neuen Beſtimmungen erhalten wird . Die Vor⸗

ſchrift der Reichsverſicherungsordnung , daß durch

die militäriſche Dienſtleiſtung ein verſicherungs⸗

pflichtiges Arbeitsverhältnis unterbrochen ſein muß ,

iſt alſo für die Dauer des Krieges beſeitigt . Wenn
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die Anwartſchaft erhalten war oder dadurch erhal⸗
ten wird , erfolgt mithin die Anrechnung ſowohl bel
den freiwillig Verſicherten wie bei den Pflichtmit⸗
gliedern . Was ſodann ſehr wichtig iſt : die Anrech⸗
nung der Militärdienſtzeiten nach dieſer Verord⸗

nung erfolgt nicht nur zur Erhaltung der Anwart⸗
ſchaft und Erfüllung der Wartezeit , ſondern wirkt
auch rentenſteigernd . In Abweichung von der ſon⸗
ſtigen Regel muß erwähnt werden , daß die Verord⸗

nung bis 1. Auguſt 1914 rückwirkende Kraft hat .
Wohl die meiſten freiwillig Verſicherten werden
zur Aufrechterhaltung ihrer bereits erworbenen

Anſprüche aus der Invalidenverſicherung während
der Kriegsdienſtleiſtung Beiträge entrichtet haben ,
da ſie mit dem Erlaß dieſer Verordnung nicht rech⸗
nen konnten . Aus dieſem Grunde erſcheint es nicht
mehr als recht und billig , daß in § 6 der Verord⸗

nung eine Rückvergütung dieſer geleiſteten Beiträge
( ohne Zinſen ) vorgeſehen iſt , wenn dies bis zum
Schluſſe desjenigen Kalenderjahres beantragt wird ,
in dem der Krieg beendet iſt . Dieſe Beitragserſtat⸗
tung erfolgt alſo nur auf Antrag an den Ver⸗
ſicherten ſevent . an deſſen Erben ) und zwar nur
dann , wenn die Antragsfriſt nicht verſäumt wird .
Wird auf die Erſtattung verzichtet oder die An⸗
˖ friſt nicht wahrgenommen , ſo gelangen dieſe
geleiſteten Beiträge nur dann zur Anrechnung,
wenn mindeſtens Marken III . Klaſſe verwendet
wurden . Sind nur Marken I. oder II . Klaſſe wäh⸗
rend der militäriſchen Dienſtleiſtung verwendet , ſo
bleiben dieſe ſtets außer Anrechnung . In 8 2 uſw.
ſind ſodann Beſtimmungen enthalten über die Nach⸗
lieferung rückſtändiger Beiträge wegen Behinde⸗
rung durch Maßnahmen feindlicher Staaten , durch

militäriſche Dienſtleiſtungen der Verſicherten ſelbſt
uſw . Schließlich iſt in § S8 geſagt : „ Soweit etwa
ſeither Anſprüche abgewieſen worden ſind , die nach
den neuen Beſtimmungen begründet ſein würden ,
kann Reviſion oder Wiederaufnahme des Verfah⸗
rens ( § 1697 , 1722 RVO . f angemeldet werden . “
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6 . Sonſtiges .
Ulm . Erfolgreiche Bodenpolitik .

Die Stadtgemeinde hat vom Jahre 1890 bis heute
an Grund und Boden rund 900 Hektar mit einem

Aufwand von 12½ Millionen Mark erworben und

im gleichen Zeitraum 300 Hektar für 12½ Millio⸗

nen Mark veräußert . Hieraus ergibt ſich ein Bo⸗

denflächen - Sewinn von etwa 6 Millionen Qua⸗

dratmetern , der nach den angeſtellten Berechnungen
einen Wert von mindeſtens 30 Millionen Mark dar⸗

ſtellt . Da zudem das neuerworbene Gelände mit

rund 600 Hektar auch verpachtet iſt , ſo ſteht feſt ,

daß das ganze bodenpolitiſche Unternehmen der



Stadt die Vermögenslage und damit auch deren

Etatswirtſchaft aufs günſtigſte beeinflußt und zu
dem Ergebnis geführt hat , daß die Gemeindeumlage
und die Einkommenſteuerſätze ſeit Jahren allmäh⸗

lich auf den niederſten Stand unter allen größeren
Städten des Landes herabſanken .

Hannover . In der Amtsſtelle 11 der ſtädti⸗

ſchen Sparkaſſe wurde ein Einbruch verübt . Der

Geldſchrank wurde mit den modernſten Werkzeugen

geöffnet und ſein Inhalt im Betrage von 27000

Mark entwendet . Von den Tätern fehlt bis jetzt

jede Spur .
London . Der Präſident des „ Board of Trade “

Runciman ſtellte in Beantwortung auf eine an

ihn gerichtete Anfrage im Unterhauſe feſt , daß das

in Deutſchland eingetragene Vermögen britiſcher

Untertanen am 31 . Dezember 72 200 000 Pfund

betrug . Er gebe jedoch zu , daß dieſe Zahl eventuell

nicht genau ſei . Das Vermögen von deutſchen Per⸗

ſonen in England betrage ſchätzungsweiſe etwa 105

Millionen Pfund .

Lörrach . Der Gemeinderat beantragt beim

Bürgerausſchuß die Leiſtung eines Beitrags von

3000 % für die Kriegsſchäden im Kreiſe Memel .

Der Verkaufspreis für die ſtädtiſche Butter wurde

auf 2 / für das Pfund feſtgeſetzt . Wenn der Ein⸗

kaufspreis höher iſt , übernimmt die Stadt die

Mehrkoſten .

Weinheim a. d. B. Der hier allgemein erwar⸗

tete Rückgang der Steuerkapitalien iſt dank der An⸗

paſſungsfähigkeit der heimiſchen Induſtrie nicht

nur nicht eingetreten , ſondern das hieſige ſteuer

bare Einkommen erreicht mit 10,2 Millionen Mark

annähernd den bisherigen Höchſtſtand des Jahres

1914 und überflügelt den Stand des Jahres 1915

um 827,149 Mark oder 8,11 In bezug auf

die wirtſchaftliche Entwicklung iſt das Jahr 1916 ,

ſoweit die Steuerkraft in Betpacht kommt , das

beſte ſeit 1909 . Die zurzeit vorhandenen Wirt

ſchafts in Verbindung mit einer Mehrein⸗

nahme aus in Höhe von 89 000 Mark er⸗

möglichen es den ſeitherigen Umlagefuß

beizubehalten , 3— auch den vor dem Kriege ge

ſchaffenen Umlage⸗Ausgleichsfonds um rund 62 600

auf 100 000 Mark zu erhöhen .

Weinheim a. d. B . Zahlreiche falſche Darle

henskaſſenſcheine zu 2 Mark ſind hier und in der

118 in Umlauf . Die bis heute hier angehal⸗

tenen falſchen Zweimarkſcheine tragen ſämtlich die

Nummer 97 . 043 820 und ſind an dem mangelhaf⸗

ten verſchwommenen Druck namentlich der roten

Verzierungen auf beiden Seiten leicht zu erkennen

Proz .

Sreſerven

‚ ticht nur ,

2

Oberkirch . Die Schüler der hieſigen Volksſchule

haben bei der Jagd auf den Sauerwurm in den
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Reben 13 000 Puppen erbeutet und dabei 130

verdient .

Freiburg . Gleich der Stadt Mannheim macht

auch die Stadt Freiburg von dem kürzlich von den

Landſtänden genehmigten Geſetz über die Gemein

deeinkommen⸗Beſteuerung Gebrauch . Der Voran⸗

ſchlag für das Jahr 1916 bringt eine Erhöhung der

Gemeindeumlage , und zwar werden erhoben : von

100 Mark Steuerwert des Liegenſchaftsvermögens
36 Pfg . wie bisher , von 100 Mark Steuerwerb des

Kapitalvermögens 16 Pfg . wie bisher , und von 1
Mark Einkommenſteuerſatz 72 Pfg . gegen 64,8 Pfg .
im Vorjahre .

St . Georgen bei Freiburg . Der Gemeinderat

bezahlt für je zwei Puppen des Heu⸗ und Sauer⸗

wurms , die abgeliefert werden , einen Pfennig .

Pfaffenweiler ( A. Staufen ) . Bekanntlich

wurde in den letzten Jahren durch das maſſenhafte
Auftreten des Sauerwurmes faſt das ganze Herbſt⸗
erträgnis der Reben vernichtet . Der Gemeinderat

hat nun Prämien für Ablieferung der Puppen aus⸗

geſetzt . Bis jetzt wurden 35000 Puppen des In⸗
ſektes auf dem Rathauſe abgeliefert , wofür an die

fleißigen Sammler 175 / ausbezahlt wurden .

Neuenburg bei Müllheim . Die hieſige Ge⸗

meinde beabſichtigt das in ihrer Gemarkung gele⸗

gene Gebiet von Rheinniederungen , das früher mit

Wald bewachſen war , jetzt aber vielfach nur mit

wertloſem Geſtrüpp — — iſt , zu Ackerland

urbar zu machen . Der Boden ſoll ſich auch ſehr

gut zum Anbau von Spargeln eignen .

Konſtanz . Die Stadtverwaltung hat ſeit Ein⸗

führung der Brotmarken jede nicht verwendele

Brotmarke mit 5 Pfg . vergütet . Der Betrag wurde

je nach dem Willen des Empfangsberechtigten ihm

entweder ausbezahlt oder dem Roten Kreuz gege⸗

ben . Das Erziehungsmittel hatte zur Folge , daß

monatlich etwa 5000 unverbrauchte Marken zu 600

Gramm Mehl oder 750 Gramm Brot zurückgebracht

wurden , was eine Erſparnis von monatlich 30

Doppelzentner Mehl bedeutet . In Zukunft ſoll die

Vergütung nicht mehr bar ausbezahlt werden , ſon⸗

dern häufig dem Roten Kreuz und dem Ortsaus⸗

ſchuß zur Unterſtützung armer Familien zufließen.
Stühlingen . Herr Stadtrechner Schwengle

hier hat ſein Amt als Stadtrechner und als Rech⸗
ner der Spitalkaſſe niedergelegt . Wie wir hören ,

für die Dauer des Krieges ein proviſoriſcher

beſtellt .

wird

Rechner

Hat man das Recht , fremde Kinder zu züchtigen

und zu einem Geſtändnis zu nötigen ?

Das Züchtigungsrecht an fremden Kindern un⸗

gewiſſen Vorausſetzungen iſt bekanntlich ſelbſt

nicht jedoch

ter

vom Reichsgericht anerkannt worden ,
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das Nötigungsrecht , wie folgender Fall beweiſt :
Auf einem Gut waren mehrere Burſchen über einen

Zaun geklettert und hatten Obſt geſtohlen . Der

Gutsinſpektor hatte zwei Knaben im Verdacht ; da
aber jeder leugnete und den anderen beſchuldigte ,
legte er dem einen eine Kette um den Hals und

verſetzte ihm einige Schläge , um ihn ſo zu einem

Geſtändnis zu zwingen . Das Gericht hat hierin
eine ſtrafbare Nötigung erblickt und auf eine Geld⸗

ſtrafe erkannt . Das Reichsgericht beſtätigte die Ent⸗

ſcheidung , da der Angeklagte ſelbſt als Vertreter
des Gutsverwalters nicht berechtigt war , den Kna —
ben durch Umlegen einer Kette zu einem Geſtänd⸗
nis zu zwingen , alſo zu nötigen .

Steuerveranlagung der Kriegsteilnehmer .
Um zu verhüten , daß den Kriegsteilnehmern

aus der Nichteinhaltung der in § 26 Abſ . 3 des Ge⸗
ſetzes über die Veranlagung der direkten Steuern

vorgeſehenen vierzehntägigen Beſchwerdefriſt ein

Nachteil erwachſe , iſt die Großh . Zoll - und Steuer⸗
direktion angewieſen worden , wie ſeither , ſo auch
während der weiteren Dauer des Krieges die Be⸗
ſcherden von Kriegsteilnehmern über ihre Steuer⸗

veranlagung ohne Rückſicht auf die Beſchwerdefriſt
in ſachliche Behandlung zu nehmen .

Teuerungszulagen .
Die Beſtimmungen über die Gewährung von

Teuerungszulagen und Beihilfen an Staatsarbei⸗
ter und Staatsbeamte aus Anlaß des Krieges ſind
dahin erweitert worden , daß für Kinder , die wegen
körperlicher oder geiſtiger Gebrechen nicht erwerbs⸗

fähig ſind , die Teuerungszulage ohne Rückſicht auf
das Lebensalter gewährt wird , und daß den eheli⸗
chen Kindern ( außer den Stiefkindern , Adoptiv⸗
kindern und unehelichen Kindern ) auch Pflegekin⸗
der gleichgeachtet werden , wenn die Pflegeeltern
deren vollen Unterhalt ohne Entgelt übernommen
haben .

Barkaution und Reichsanleihe .

In unſerer ernſten Zeit iſt man allſeits be⸗

müht , ſämtliche verfügbaren Gelder in Reichs⸗
anleihe anzulegen . Ueberkommt da einem nicht un⸗
mittelbar das Gefühl : iſt es recht , daß die zwecks
Leiſtung einer Barkaution verpfändeten Gelder
der Reichsanleihe entzogen werden ? Hier ſollte
von oben herab darauf hingewirkt werden , daß et⸗

waige Sicherheitsleiſtungen nicht in Bargeld uſw .

verlangt werden , ſondern daß der hierzu verpflich⸗
tete Beamte veranlaßt wird , zu Gunſten der die

Sicherheitsleiſtung verlangenden Stelle eine Kau⸗

tionsverſicherung abzuſchließen , welche ja
eine weit größere Deckung bietet als die Barkaution
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ſelbſt . Diesbezüglich wird auf Seite 31 dieſer Zeit⸗
ſchrift von 1916 verwieſen .

Der Kriegsaufwand der größten badiſchen Städte .

Die neun badiſchen der Städteordnung
angehörenden Städte — Bruchſal , Baden , Frei⸗

burg , Heidelberg , Karlsruhe , Konſtanz , Lahr ,
Mannheim und Pforzheim — haben ſeit Ausbruch
des Krieges bis zum 1. Januar 1916 für K riegsfür⸗
ſorge und Kriegswohlfahrtspflege im ganzen
24 797555 Mark aufgewendet . Durch Beiträge des

Reiches und des badiſchen Staates wurden hiervon

erſetzt 3 726 448 , ſodaß die neun Städte die

hohe Summe von etwas über 21 Millionen Mark

aufzuwenden haben .

In dem Betrag von 24 797 555 „ l ſteht an er⸗

ſter Stelle der Anteil des Lieferungsverbandes mit

nahezu 7 Millionen Mark , dann die Fortzahlung
der Gehälter an die zum Kriegsdienſt einberufenen
Beamten , Angeſtellten und Lehrer mi “ 5600 000

Mark , ferner die ſtädtiſchen freiwilligen Zuſchläge
zur Familienunterſtützung einſchließlich der Mier

zinszuſchüſſe mit 4 300 000 „ / und die freiwilligen
Lohnzuſchüſſe an ſtädtiſche Arbeiter zur reichsgeſetz⸗
lichen Familienunterſtützung mit über 3 Millionen

Mark .

Damit waren die finanziellen Aufgaben der

Städte aber noch nicht erſchöpft . Sie haben noch

ganz erhebliche Summen aufbringen müſſen zur

Leiſtung vorſchüßlicher Zahlungen , die nach und

nach wieder zum Erſatz kommen . Die Aufwendun⸗

gen hierfür betragen in dem oben genannten Zeit⸗
raum rund 41½ Millionen Mark . In dieſer

Summe ſind enthalten 18 680000 Mark für die

reichsgeſetzliche Familienunterſtützung und nahezu

22d½ Millionen Mark für Beſchaffung von Lebens⸗

mitteln .

Verwendung von Kommunalbeamten in den beſetz⸗
ten Gebieten .

Mit der Ausdehnung der beſetzten feindlichen
Gebiete iſt naturgemäß das Bedürfnis nach weite⸗

rer Einſtellung von geeigneten Beamten angewach⸗
ſen . Es gelangen daher in großer Zahl Bewerbun⸗

gen um eine Stelle bei den Zivilverwaltungen der

beſetzten feindlichen Gebiete an die zuſtändigen

Stellen . Um über die Ausſichten derartiger Bewer⸗

bungen in den beteiligten Kreiſen Klarheit zu ſchaf⸗

fen , hat die Rechtsauskunftsſtelle der „ Rundſchan

für Gemeindebeamten “ die einzelnen Zivilverwal⸗

tungen über die Ausſichten für eine Verwendung

von Kommunalbeamten befragt und darauf fol⸗

gende Auskunft erhalten : Von Generalgouverne⸗

ment Warſchau wurde mitgeteilt , daß bei den unter⸗

ſtellten Behörden , Kreis⸗ und Stadtverwaltungen
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noch ein gewiſſer Bedarf an mittleren Bureaubeam⸗

ten vorliegt . Die dortigen deutſchen Stadtverwal —

tungen ſind angewieſen , ſich das erforderliche Be⸗

amtenperſonal ſelbſt zu beſorgen und die Bedingun⸗

gen der Anſtellung zu vereinbaren . Kentniſſe der

polniſchen Sprache ſind erwünſcht , aber nicht unbe⸗

dingte Vorausſetzung . Der Oberbefehlshaber Oſt

teilt mit , daß in den beſetzten Gebieten noch mitt⸗

lere Kommunalbeamte Verwendung finden . Der

Bedarf an höheren Beamten iſt vorläufig gedeckt .

Vorwiegend werden garniſondienſtfähige Militär⸗

perſonen bei geeigneter Vorbildung verwendet . Der

Verwaltungschef bei dem Generalgouverneur in

Belgien erteilte den Beſcheid , daß bei den Kom⸗

munalverwaltungen in Belgien deutſche Kommu⸗

nalbeamte nicht angeſtellt werden . Auskunft über

die Beſetzung von Stellen geben nur die kaiſerlichen

Generalgouvernements in Brüſſel und Warſchau

und der Oberbefehlshaber Oſt . ( Frkf . Z. )

Dae Gemeindebeamtengeſetz und die höheren G6

meindebeamten in Bayern .

Das Gemeindebeamtengeſetz bildete den Haupt —

gegenſtand der Beratung in der Vorſtandsſitzung

des Vereins der rechtskundigen und techniſchen Ma⸗

giſtrats⸗ und Stadtratsmitglieder Bayerns , die am

13 . Februar in Nürnberg unter dem Vorſitz des

Würzburger Oberbürgermeiſters Ringelmann ſtatt⸗

fand . Auf Grund von Referaten des Rechtsrats

Scheuring ( Würzburg ) , der berichtete , inwieweit

den Wünſchen und Anträgen des Vereins in dem

von der Abgeordnetenkammer angenommenen Ge⸗

ſetzentwurf Rechnung getragen ſei , und des Bür —

germeiſters Dr . Ueberreiter ( Weilheim ) , der die

durch die ablehnende Haltung des 1. und 3. Aus⸗

ſchuſſes der Reichsratskammer geſchaffene Lage und

die Möglichkeiten der Stellungnahme des Vereins

hierzu beleuchtete , gelangte die Verſammlung , der

auch eine Anzahl außerhalb der Vorſtandſchaft ſte —

hender Vereinsmitglieder mitberatend anwohnten ,

einhellig zu dem Beſchluß , daß vom Verein mit al⸗

len Mitteln darauf hingewirkt werden ſolle , daß

das Geſetz möglichſt bald , ſpäteſtens aber mit Wir⸗

kung vom 1. Januar 1917 ab in Kraft trete ; insbe⸗

ſondere ſoll umgehend eine Eingabe , worin haupt⸗

ſächlich auf die durch Hinausſchiebung des Geſetzes

für die Beamten in kleineren Gemeinden entſte⸗

hende ſchlimme Lage hingewieſen und neuerlich um

Würdigung und Berückſichtigung der von der Ab⸗

geordnetenkammer unberückſichtigt gelaſſenen Wün⸗

ſche des Vereins gebeten werden ſoll , bei der Reichs⸗
ratskammer eingereicht werden ; auch ſoll dieſe

Eingabe durch perſönliche Vorſtellung des Vor⸗

ſitzenden bei einzelnen Reichsräten unterſtützt wer⸗

den . Je nach dem Ergebnis dieſer Schritte ſoll
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eventuell eine Vollverſammlung des Vereins ein⸗

berufen werden .

Eine Aenderung in der badiſchen Gemeinde⸗

beſteuerung .

In der Sitzung der Zweiten Kammer vom 15 .

Februar hat der Miniſter d. J . die Einbringung
eines Geſetzentwurfs wegen Aenderung der Beſtim⸗

mungen über die Gemeindebeſteuerung angekün⸗

digt . Die badiſche Regierung hat der geſtern in der

Zweiten Kammer eingekommenen Vorſtellung des

Stadtrats von Mannheim ſomit ſtattgegeben , noch
bevor ſie in der Zweiten Kammer bera⸗

ten worden iſt . Der Stadtrat in Mann⸗

heim hat ſich zu ſeinem Antrag auf Abänderung der

Städteordnung durch den vorausſichtlichen Ab —

ſchluß des ſtädtiſchen Voranſchlags für das Jahr
1916 veranlaßt geſehen , der mit einem Fehlbetrag
von 1867 000 / abſchließt . Die Aufbringung die —

ſes Fehlbetrags durch Umlage würde eine Erhö —

hung des Umlagefußes von 39 auf 44 Pfennig not⸗

wendig machen . Die dadurch bedingte Mehrbe —

laſtung des Liegenſchaftsvermögens , namentlich

des Hausbeſitzes , würde die Notlage der Hausbe⸗

ſitzer in bedenklicher Weiſe ſteigern . Mit aus die⸗

ſem Grund will die Stadt Mannheim der Erhebung
des auf das Einkommen entfallenden Teils der

Umlage den für die ſtaatliche Einkommenſteuer im

Jahr 1916 maßgebenden Steuertarif zu Grunde

legen . Das iſt aber nur mit Aenderung der Städte⸗

oronung , mithin nur im Wege der Geſetzesände⸗

rung möglich . Wie das alle zwei Jahre zu erlaſ⸗
ſende Finanzgeſetz erſt die Höhe der zur Erhebung
kommenden Einkommenſteuer durch die Beſtim⸗
mung feſtgeſetzt , wieviel hundert Teile des Normat⸗

ſteuertarifs zur Erhebung zu kommen haben , ſo hat

nach der Gemeinde - und Städteordnung auch das

Gleiche bezüglich der aus dem Einkommen zu erhe⸗
benden Umlage zu geſchehen . Für die Jahre 1916⸗

17 hat nun der Landtag eine Erhöhung der Ein⸗

kommenſteuer in der Weiſe beſchloſſen , daß die

Steuerſätze des Einkommenſteuertarifs für Einkom⸗

men von 2400 %/ bis zu 10 000 K um zwanzig

Prozent und für die größeren Einkommen um 25

Prozent erhöht werden . Die Stadtgemeinde Mann⸗

heim möchte ihrer Umlageerhebung ſtatt des Nor⸗

malſteuertarißs den für die Jahre 1916/17 neuge⸗

ſchaffenen ſtaatlichen Steuertarif zu Grund legen .
Bei dem vorjährigen Umlagefuß wird ſich ſomit ein

erheblicher Mehrertrag ergeben , der zwar noch nicht
die ganze Steigerung des Fehlbetrags decken wird ,
aber doch inſofern wenigſtens nach außen hin gün⸗

ſtig wirkt , daß keine ſo ſtarke Erhöhung des Umlage⸗
fußes nötig iſt , ſondern deſſen Erhöhung um einen

Pfennig ausreichen wird . Für die Mannheimer
Umlagezahler bedeutet dies zwar nur einen gerin⸗



gen Troſt , denn ſie müſſen den ganzen Fehlbetrag
des Voranſchlags voll aufbringen . Nur werden die

höheren Einkommen dazu noch ſtärker beigezogen ,
als dies im vorigen Jahr der Fall war .

Induſtrielle Unternehmungen der ſächſiſchen Ge⸗

meinden .

Ueber dieſes intereſſante Thema macht die

Zeitſchrift des Königlich Sächſiſchen Statiſtiſchen
Landesamtes folgende intereſſante Mitteilungen :
Die gemeindlichen Betriebe ſtellen für eine große
Anzahl von Gemeinden eine recht bedeutende Ein⸗

nahmequelle dar . Fehlbeträge ſind hier nur ſelten .
Die Betriebe , die ſich am häufigſten im Beſitz

der Gemeinden vorfinden , ſind Waſſerwerke . Für
die Errichtung dieſer Werke ſind ausſchließlich hy⸗
gieniſche Geſichtspunkte maßgebend , nämlich das

Beſtreben , die Gemeindemitglieder vor den Gefah⸗
ren zu bewahren , die eine mangelhafte Waſſerver⸗

ſorgung ſtets im Gefolge zu haben pflegt . Wegen
der hohen Bedeutung für das Gemeinwohl kann

ihre Errichtung auch nicht Privaten überlaſſen wer⸗

den . Der gemeinnützige Charakter dieſer Betriebe

hat freilich auch zur Folge , daß erheblichere Ueber⸗

ſchüſſe daraus in der Regel nicht erzielt werden .

Von den 162 Gemeinden wieſen im Jahre 1910

141 , d. h. 87,04 Prozent , Waſſerwerke auf . Eine

von dieſen Gemeinden teilte ſich hierbei
in den Beſitz des Waſſerwerkes noch mit einer An⸗

zahl kleinerer , bei dieſer Statiſtik nicht berückſich⸗
tigter Gemeinden . Insgeſamt erbrachten die Waſ⸗
ſerwerke den 141 Gemeinden im Jahre 1910 ein⸗

ſchließlich der durchlaufenden Poſten 11032 030 4

Einnahmen und verurſachten ihnen —gleichfalls

einſchließlich der durchlaufenden Poſten
10 137 113 Ausgaben . Rechnungsmäßig erga⸗

ben ſie demnach im Jahre 1910 einen Ueberſchuß
von 894 917 Mark .

Recht bedeutend iſt auch die Zahl der Gemein⸗

den mit kommunalen Gas⸗ oder Elektrizitätswer⸗
ken . Wenn bei dieſen Werken auch nicht , wie bei

den Waſſerwerken , ganz beſondere Gründe für den

ausſchließlichen Gemeindebetrieb ſprechen , ſo er —

weiſt es ſich doch eben auch hier — und zwar vom

kommunalpolitiſchen Standpunkte aus — als vor⸗

teilhaft , wenn dieſe Werke im Gemeindeeigentum

ſtehen . So wird es einer geſchickten und umſichti⸗

gen Gemeindeverwaltung durch Uuge Feſtſetzung
der Preiſe für Kraft und Licht möglich ſein , Indu⸗
ſtrie in den Ort hereinzuziehen . Ein Privatunter⸗
nehmer hat hieran dagegen kein Intereſſe . Für

dieſen kommt es aber vielmehr darauf an , aus dem

Unternehmen den höchſtmöglichſten Gewinn her⸗

auszuſchlagen . Aber auch vom finanziellen Stand⸗

punkt aus pflegt der Betrieb von Gas⸗ bezw . Elek⸗

trizitätswerken — auch bei Berückſichtigung der

höheren kommunalen Intereſſen für die Ge⸗

meinden empfehlenswert zu ſein . In der Regel
werfen dieſe Betriebe nämlich auch im Gemeinde⸗

beſitz nicht unerhebliche Gewinne ab . Unter Be⸗

rückſichtigung dieſer Umſtände haben deshalb auch

mehrfach Gemeinden die bei ihnen beſtehenden pri —
vaten Gas⸗ bezw . Elektrizitätswerke übernommen .

Im Jahr 1910 beſaßen von den 162 Gemeinden 76

Gaswerke und 59 Elektrizitätswerke . Außerdem

hatten ſich noch 5 Gemeinden zwecks gemeinſamen
Betriebs von Elektrizitätswerken zu Verbänden zu⸗

ſammengeſchloſſen .
Die Einnahmen der kommunalen Gaswerke

ſtellten ſich im Jahre 1910 , einſchließlich der durch —

laufenden Poſten , auf 37938 517 Mark , die Aus⸗

gaben —gleichfalls einſchließlich der durchlaufen —

den Poſten — auf 29 927 987 Mark .

erbrachten demnach im genannten Jahr einen

rechnungsmäßigen Gewinn von 7965 530 Mark .

Bilanzmäßig hatten ſie im Jahre 1910 im einzel⸗
nen vorſtehende ffinanzielle Ergebniſſe . Danach

ergaben ſich hier im Jahre 1910 nur in drei Fäl⸗

len Fehlbeträge .
Bei den kommunalen Elektrizitätswerken be⸗

trugen im Jahre 1910 die Einnahmen , einſchließ

lich der durchlaufenden Poſten , 17 167 480 / und

die Ausgaben —gleichfalls einſchließlich der durch —

laufenden Poſten — 13 076 987 ¼, ſodaß ſich hier
der rechnungsmäßige Gewinn auf 4090 493

bezifferte . Hier waren es 6 Gemeinden , bei denen

der Betrieb mit Fehlbeträgen abſchloß .
An anderen Unternehmen hatten am Jahre 1910

in Beſitz : Straßenbahnen 4 Gemeinden , Vieh⸗ und

Schlachthöfe 19 Gemeinden , Marſtälle 6 Gemein⸗

den , Beerdigungsanſtalten 8 Gemeinden , Leihan⸗
ſtalten 5 Gemeinden , Markthallen 3 Gemeinden ,

Theater 10 Gemeinden , Steinbrüche 23 Gemein⸗

den , Ziegeleien 1 Gemeinde , Sandgruben 8 Ge —

meinden , Stadtkellereien 1 Gemeinde , Fuhrwerks
wagen 3 Gemeinden , Banken 2 Gemeinden ,
Stadtbrauereien 2 Gemeinden , Fähren 2 Gemein⸗
den und Mühlen 1 Gemeinde . Die Gemeinden ,
in deren Beſitz Straßenbahnen ſtanden , ſind Dras⸗

den , Chemnitz , Zittau und Freiberg .

Die Werke

Gehaltszahlung während des Krieges .
( Line Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts . )

Zwei Schulamtsbewerber , die die Schulauf
ſichtsbehörde mit der Verwaltung erledigter Lehrer⸗
ſtellen in Mülheim ( Ruhr ) beauftragt hatte , ſind

nach Ausbruch des Krieges zum Heeresdienſt einbe⸗

rufen worden . Die Stadt hat ihnen das Gehalt
zunächſt weitergezahlt , dann aber vom 1. Oktober

1915 ab die Zahlung beharrlich verweigert .
Schließlich verfügte nach vorausgegangener Be⸗

ſchwerde der Schulamtsbewerber die Kommunal⸗
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aufſichtsbehörde , daß die Bezüge für den Reſt des

Rechnungsjahres 1915 in den Haushaltsplan der

Stadt einzuſtellen ſeien . Dagegen erhob die Stadt

Klage . Bei der Bedeutung der Streitſache hatte
der Kultusminiſter für die mündliche Verhandlung
vor dem achten Senat die Klage abgewieſen . Er

legte dar , wie für die hier zu entſcheidende Frage
der § 66 des Reichmilitärgeſetzes vom 2. Mai 1874 ,
nach deſſen Abſatz 1 Reichs - , Staats⸗ und Gemein⸗

debeamte durch ihre Einberufung zum Heeresdienſt
keine Nachteile erleiden ſollen , in Verbindung mit

den dazu für Preußen im Jahre 1888 ergangenen

Ausführungsbeſtimmungen in Betracht komme .

Hiernach hat ein Beamter für die Dauer der Ein⸗

berufung während des Krieges Anſpruch auf den

Foribezug ſeines Gehalts , wenn er angeſtellt iſt
oder ſtändig gegen Entgelt beſchäftigt wird . Die

Klägerin beſtritt , daß die Schulamtsbewerber Be —

aniteneigenſchaft beſäßen , weil ſie in das Lehramt
bei der Gemeinde nicht nach den Formvorſchriften
des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28 . Juli
1906 berufen ſeien . Demgegenüber nahm der Se⸗

nat an , daß es für die Beamteneigenſchaft der

Schulamtsbewerber genüge , daß ſie einen ſtaatli⸗
chen Auftrag zur Verwaltung der Lehrerſtelle er⸗

halten hätten und dadurch in ein Treu - und Unter⸗

ordnungsverhältnis zu den Behörden getreten

ſeien . Der Gerichtshof ſtellte ſich aber auch auf den

Standpunkt , daß die beiden Schulamtsbewerber ,
denen der Lehrauftrag ohne zeitliche Begrenzung
erteilt worden iſt , als ſtändig gegen Entgelt beſchäf⸗
tigt im Sinne jener Beſtimmungen anzuſehen
ſeien . Nach ihnen ſei , ſo betonte der Senat , mit
einer vorübergehenden Beſchäftigung nur in den

Fällen zu rechnen , wo jemand mit der Lehrtätig⸗
keit nur für eine beſtimmte , näher bezeichnete Zeit
beauftragt worden ſei . Der Gerichtshof ſah ſomit
die Vorausſetzungen für den Anſpruch der Schul —
amtsbewerber auf den Weiterbezug des Gehalts
für die Zeit der Einberufung zum Heeresdienſt

während des Krieges als gegeben an .

Amtspflichtverletzung eines Bürgermeiſters ?
In vielen pfälziſchen Gemeinden und Klein⸗

ſtädten beſteht , wie wohl überall an Orten , an de⸗

nen es die Bodenverhältniſſe zulaſſen , bei der Ju⸗
gend der Brauch , abſchüſſige Ortsſtraßen im Win⸗

ter zu Rodelbahnen zu benützen . Dieſe Uebung hat

ſich auch in Annweiler ( Pfalz ) ſeit Generationen er⸗

halten , obwohl die Polizei hart hinter den kleinen

Sportfreunden her war und manche ſpiegelglatte
Rodelbahn mit ein paar Pickelhieben oder mit ein

paar Schaufeln Sand vernichtete . Am 30 . Dezem⸗
ber 1913 wollte der Gymnaſiallehrer B. von A.

über die ſog. Neue Straße ſeiner Wohnung zugehen

Auf dieſem Wege wurde er von einem rodelnden

Knaben angefahren und zu Boden geworfen , wo⸗

durch er ſich ernſtliche Verletzungen zuzog . Der

Verletzte machte für ſeinen Unfall die mangelnde

Sorge des Bürgermeiſters B. für die Verkehrs⸗

ficherheit auf den Ortsſtraßen verantwortlich und

ſtellte , um ſeine zivilrechtlichen Anſprüche geltend

machen zu können , beim Verwaltungsgerichtshof

Antrag , Vorentſcheidung dahin zu erlaſſen , daß

ſich der Bürgermeiſter durch ungenügende Sorge

für die Sicherheit des Verkehrs der Unterlaſſung
einer ihm obliegenden Amtspflicht ſchuldig gemacht

habe . Im Laufe des Verfahrens wurde durch eid⸗

lich vernommene Zeugen feſtgeſtellt , daß der Bür⸗

germeiſter alles tat , um dem Unfug des Rodelns

innerhalb des Städtchens zu ſteuern und daß er

insbeſondere die Polizeiorgane wiederholt angewie⸗

ſen hatte , das ſicherheitsgefährliche Treiben abzu

ſtellen . Bei dieſer Sachlage entſchied der Verwal⸗

tungsgerichtshof , daß ſich der Bürgermeiſter B. der

Unterlaſſung einer ihm obliegenden Sorgfalt nicht

ſchuldig gemacht habe .

Driant .

Man meldet aus Paris , daß in dieſen Tagen
in den Kämpfen vor Verdun , im Walde Caures ,

der franzöſiſche Oberſtleutnant Driant gefallen
oder verwundet in Gefangenſchaft geraten iſt . So
oder ſo liegt in dieſem Ausgang eines Einzelſchick⸗
ſals , das der Verteidigung lothringiſchen Bodens
zum Opfer gebracht wurde , eine gewiſſe Tragik .
Denn der Mann der politiſchen Tribüne , der jetzt
zwei franzöſiſche Jägerbataillone in den Kampf

führte , war ein ſeit langem von der Nieder⸗
lage ſeines Vaterlandes überzeugter Na⸗
tionaliſt . Von ihm ſtammen die Worte : „ Wenn
man uns heute zu einem Kriege gegen Deutſchland
hetzt , ſo wird es ein Unglückskrieg ſein . Wir wer⸗

den geſchlagen werden wie 1870 . —
Der ſo ſchrieb , war ein Mann der Revanche .

In den 80er Jahren , in der aufſteigenden Luſt des

vom Kriege des letzten Napoleon eben erholten

Frankreich hatte er hell in die Siegestrompete ge⸗
blaſen , hatte die „ guerre de demain “ geſchrieben
und ernſtlich an eine Umſtoßung der Weltgeſchichte
geglaubt . Er war ein Mann des Krieges , aber er
verzweifelte an der Möglichkeit eines Sieges , als
und weil er das deutſche Heer ſah. So ward
er zum Warner , zum Verkünder deutſcher Heeres⸗
tüchtigkeit aus Liebe und Sorge um Frankreich, 10
ſchied er aus der über alles geliebten franzöſiſchen

Armee aus . Dieſer Offizier , der aus Boulan⸗
gers Hauſe die Tochter heimgeführt hatte, in —
die Sitten altfranzöſiſchen Rittertums lebten und

ſich mit den Ausartungen konſervativer
lungspropaganda zu Haß gegen die Republik , ie

Freimaurer , die Juden und
— ganz eſernh f

die Sozialiſten verbanden , dieſer patriotiſche 8e ot,
der in den Domen des kirchenfeindlichen Paris
zum Herzen Jeſu um die Erhebung des Volkes 8
wigs des Heiligen betete , dieſer verabſchiedete Ma⸗

jor Driant ſchrieb ein Buch , in dem er Frank⸗
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reichs Untergang für engliſche Inte —
reſſen weisſagte . Das erwähnte Buch trägt die
Aufſchrift „ Einem neuen Sedan entge⸗
gen “ . Es führte natürlich zu einem Skandal ſon⸗

dergleichen in Frankreich ; von vielen verſpottet
oder vaterlandsloſer Geſinnung geziehen , wirkte
die Veröffentlichung — und ſchon die Tatſache , daß
ein alter Offizier ein ſolches Buch überhaupt ſchrei⸗
ben konnte — ſtark deprimierend auf die öffent⸗
liche Meinung Frankreichs . Das Buch erſchien
auch in Deutſchland in einer autoriſierten Ueber⸗

ſetzung ( Verlag Gerhard Stalling in Oldenburg .
Preis , 1 . —) und brachte es zu einer anſehnlichen
Auflage . Aus dieſer Schrift ſpricht faſt etwas , das
man die Not einer Seele nennen könnte , wenn es
auch , wie bei allem unzeitgemäßen Rittertum , eini⸗

ges von dem Zorn des geſchlagenen Don Ouichotte
an ſich hat . Mut hat aber eben ſolches Ritter⸗
tum auf der Ebene von La Mancha wie im Wald
von Caures .

Es war im Jahre 1906 . In Schleſien fanden
unter der Führung des Kaiſers , auf dem Felde von
Liegnitz , auf dem Boden der Katzbach , die großen
Manöver ſtatt , in denen zwei preußiſche Generäle
um den Sieg ſtritten , deren Namen heute in aller
Munde ſind : es ſind die Heerführer Woyrſch und
Lindequiſt . Dieſen Manövern wohnte , mit

dem hellen , aber leidenſchaftlichen Verſtand des

Franzoſen ausgerüſtet , ein militäriſcher Mitarbei

ter des Pariſer „ Eclair “ bei , den der Fahnenträger
einer ſchleſiſchen Kriegervereinsabteilung , indem en

ſeine Mütze abnahm , mit dem achtungsvollen Rufe :

„ Ein dreimaliges Hoch für Frankreich “ begrüßte .
5Der Berichterſtatter fand dieſe Handlungsweiſe

ſehr rakteriſtiſch . Es war Driant .

Seine Schrift über das „ neue Sedan “ bildet

eine Zuſammenfaſſung der Artikel , die er damals

für den „ Eclair “ ſchrieb . Man merkt aus jeder
Zeile heraus , daß der Verfaſſer , aus dem Vergleiche
des deutſchen mit dem franzöſiſchen Heer heraus ,
den Glauben an die Armee ſeines Va⸗

terlandes verloren hat . Er ſchildert alle
Einzelheiten , alle Waffengattungen , die deutſche

iplin , die Armeeemärſche , die Paraden , die

die Biwaks , die techniſchen Truppen , die Be⸗

kleidung , die Torniſterbelaſtung , und bei alledem
ſcheint ihm die Ueberlegenheit der franzöſiſchen
Schnellfeuerkanonen als einziger Lichtblick — und

hierüber werden ihn die ſchweren Brummer vor

Verdun wohl auch eines Beſſeren belehrt haben .
Sehr intereſſant ſind alle Bemerkungen , die er

über die Eigenarten der beiden Here und des
deutſchen und franzöſiſchen Soldaten und Offiziers
macht , wenn ſie auch , als vomS ndpunkt derFran⸗
zoſen geſehen , nach unſerer Meinung nicht immer
richtig ſind . Als beſonders charakteriſtiſch ſei hier ein

Ausſpruch erwähnt , in dem er den Franzoſen einen

„ Krieger “ , den Deutſchen einen „ Soldaten “ nennt,
und ein Vergleich der Parade in Schleſien mit der
Truppenſchau in Longchamps — hier werden die
Truppen bejubelt , kein Wortl für Fallieres , dort

gilt aller Jubel allein dem Monarchen . Dem deut⸗

ſchen Kaiſer bringt Driant eine warme Sym⸗
pathie entgegen ; er meint , der Hohenzollern⸗
fürſt müſſe im Falle eines Krieges alle Welt mit

ſich fortreißen und elektriſieren . Dieſe Erwartung
hat ſich ja nun allerdings nicht erfüllt . Die Zen⸗
traliſierung des deutſchen Oberbefehls im Kriege
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erſcheint dem Verfaſſer als Verbürgung des Erfol⸗
ges , wie er überhaupt die Ueberlegenheit der höhe⸗
ren deutſchen Chargen über die franzöſiſchen Kom
mandoſtllen als eine vollkommene zugibt .

Was Driant in der Einleitung über die un
heilvolle Politit der franzöſiſchen Re

gierung ſchreibt , iſt ſo bezeichnend , als ob es
eine Prophezeiung a poſteriori wäre . Nur die
Agierenden haben gewechſelt . Sein Kaſſandraruf
iſt an die Adreſſe von Herrn Georges Clemen
ceau gerichtet , der damals an der Spitze des Mi
niſteriums ſtand . Dem „ Angeketteten Menſchen “
dürfte dieſe Reminiſzenz freilich heute recht pein⸗
lich ſein . Driant ſchreibt :

„ Die Pflicht beſteht darin , die Wahrheit zu ſa
gen , ſo hart ſie auch ſei . Hätten ſcharfſichtige Fran
zoſen vor 1870 allerorten dem Lande zugerufen :
„ Man ſtößt Euch in einen Abgrund , indem man
Euch gegen Deutſchland hetzt ; die Deutſchen ſind
zehnfach ſtärker und zahlreicher wie Ihr . “ mit wel
cher Dankbarkeit hätte man ihre pa riotiſchen
Warnrufe anerkannt ! Die Lage iſt heute wieder
dieſelbe geworden , was ſage ich, ſie iſt noch ſchlim⸗
mer geworden !

Gewiß , wir haben Befeſtigungen , Proviant ,
ein Geſchützmaterial , wie wir es 1870 nicht hatten ;
wir ſind ſelbſt in gewiſſen Punkten beſſer ausge
ſtattet als unſere Nachbarn , aber das morali
ſche Element fehlt uns . Die frühere Orga
niſation , Führung und Diſziplin haben wir nicht
mehr .

Unter ſolchen Umſtänden in den Kampf zu tre⸗
ten , wäre ein Verbrechen , das an Wahnſinn grenzt .F f 2 49 1Nun , der augenblickliche Leiter der franzöſi⸗
ſchen Politit — ich habe Clemenceau im Auge
denkt an dieſen Kampf , es wird ſein ureigenſter
Krieg . Im Grund genommen fürchtet er ihn eben⸗
ſo wie wir ; denn auch er kennt die Militärverhält⸗
niſſe des Landes ; aber er kann ſich den Verpflich⸗
tungen nicht entziehen , welche er England ge⸗
genüber eingegangen iſt . Der Verfalltag iſt
da, an dem er ſeinen Wechſel einlöſen muß , unddieſer Skeptiter wird ſeine Umſturzlaufbahn damit
beenden, das Land um engliſcher Intereſſen wil⸗
len in das ungeheuerlichſte aller Abenteuer zu ſtür⸗
zen . Das wird ſein letzter Spatenſtich ſein .

Ich habe die feſte Ueberzeugung , daß dieſe Zeit
nahe iſt . . .

An einem von König Eduard VII . feſtgeſetzten
Tage wird der große Kampf beginnen .

Wir werden im Weſten gegen die Deutſchen
dieſelbe Rolle ſpielen , die die Japaner im Oſten
gegen die Ruſſen geſpielt haben . Nur mit dem Un
terſchiede , daß wir nicht wie die Gelben Sieger
ſein werden .

Im übrigen wird es England ſehr gleichgültig
ſein , wenn Frankreich bis ins tiefſte Mark getroffen
daniederliegt . Mag England doch heute allein
unſerem Feinde von damals ( 1870 ) gegenüber
Fretett

Jeder , der dieſe Worte heute lieſt , wird jetzt
die Tragit verſtehen , die in dem Schickſal liegt , das
der Mann , der ſie im Jahre 1906 ſchrieb , im Jahre
1916 im Walde von Caures gefunden hat .

Driant hatte einſt geſchworen , daß er im Falle
eines Krieges , wenn ihm die Ehre zuteil würde ,
ein franzöſiſches Territorial - Regimenth zu führen ,



vorher den Beſchmutzer der franzöſiſchen Fahne
Guſtave Hervee erſchießen laſſen würde

Dazu iſt es nicht gekommen . Im Gegenteil : es iſt

anzunehmen , daß eher der geläuterte Guſtave von

der „ Victoire “ und ebenſo Georges Clemenceau

im „ Homme Enchaine “ heute , wo der Verfalltag da

iſt , ſich mit Wehmut des Mannes erinnern , der

an ihnen ſolches Gericht hielt . Und der nun ſelbſt

für den Lauf der Dinge , dem er ſich vergebens ent⸗

gegenſtemmte , ſein Leben einſetzte , „ als “ , wie er

es vorausgeſagt hatte , bels Sozialdemokra —
ten mit in den Roihen lagen , den Finger am Ab⸗

zug , und an nichts anderes dachten als an das

Heil des Vaterlandes , und als „ der ſouveräne

Wille des germaniſchen Cäſar allein auf dem un⸗

geheuren Schlachtfelde herrſchte Fr5

Be„

7 . Bad . Landgemeindenverband .
egshilfsverein Baden für den Kreis Memel .

Wie allgemein bekannt , mußte Oſtpreußen bei

militäriſchen Gründen

Cr :Kri

Ausbruch des Krieges aus

dem Einfall der Ruſſen preisgegeben werden .

Oſtpreußen hat ſich dem Feinde überliefern

müſſen , damit Deutſchland vor ihm bewahrt bleibe .

Es hat fürchterliche Leiden hingenommen , die den

anderen deutſchen Gauen erſpart geblieben ſind .

Dies hat das teilnehmende Mitleid wachgerufen ,

den Wunſch erzeugt , der ſchwer heimgeſuchten

Provinz noch etwas anderes zu bieten , als nur den

Erſatz des Vermögensſchadens .

Schon am 27 . Auguſt 1914 ordnete der Kaiſer

umfaſſende Fürſorgemaßregeln an ; am 16 . Februar

1915 nach dem Siege in der maſuriſchen Winter⸗

ſchlacht hat der Kaiſer gelobt , daß das , was Men⸗

ſchentraft vermöge , geſchehen werde , um neues fri⸗

ſches Leben aus den Ruinen erſtehen zu laſſen

Dem augenblicklichen Notſtand wurde durch ſtaat —

liche Maßnahmen und durch Beiträge aus ganz

Deutſchland geſteuert ; auch die Stadt Mannheim

hat 15000 Mark zugeſchoſſen . Preußiſche

Landtag hat die Mittel für den Wiederaufbau und

den Erſatz der wirtſchaftlichen Schäden bewilligt .

Sorgfältig wird alles vorbereitet , damit die neue

Heimat ihre Bewohner erfreue . Aber damit iſt es

nicht genug . Es gilt das zu tun , was die nach be —

ſtimmten Grundſätzen handelnde , niich Vorausſetz

ungen zu gewährende Stnatshilfe wicht zu geben

vertag ; es gilt , zum Ausgleich der ungeheuren

Vorluſte die wirtſchaftlichen Grundlagen der zum

großen Teil wirtſchaftlich und kultur⸗Al hinter an⸗

deren Teilen Deutſchlands zurückſteheniden Provinz

zu verbeſſern . So entſtand der ſchöne Gedanke , ein⸗

zelne der heimgeſuchten Teile in danernde Obhut

beſtimmter deutſcher Gaue zu geben , Beziehungen

zwiſchen den Bewohnern des fürſorgern : den und des

Schutzgaues zu gewinnen . Schon im Oktober 1914

Der

wurde in Wilmersdorf der Gedanke einer ſolchen

„ Patenſchaft “ ( für Gerdauen ) ausgeſ rochen , der
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dann alsbald dahin erweitert wurde , daß für jede

geſchädigte Stadt , für jeden Kreis de itſcher Städte ,

deutſche Bezirke einreten ſollen . Dioſer Plan hat

denn auch feſte Wurzeln gefaßt ; es füand zur Ergän⸗

zung der dem Reich und dem Start obliegenden

Hilfe , nicht zu ihrer Entlaſtung en verſchiedenen

Teilen Deutſchlands eine große Zaht von Hilfsver —
einen gebildet worden , andere ſind in, Vorbereitung .

Ein ſolcher Hilfsverein wurde denn auch in

einer unter Beteiligung von Ange,örigen aller

Stände und Berufe am 17 . Oktober 1915 unter

dem Vorſitz des Präſidenten des Miviſteriums des

Innern Exzellenz v. Bodman in Maunheim abge⸗

haltenen Verſammlung einſtimmig gogründet und

eine Satzung entworfen , welche über den Zweck des

Vereins folgendes beſtimmt :

„ In Ergänzung der ſtaatlichen Hilfsmaßnah

men durch private Fürſorge bezwert der Verein ,

die gedeihliche Neuentwicklung der wirtſchaftlichen
und kulturellen Verhältniſſe der - um Kreiſe Memel

gehörigen Städte und Ortſchaften in einer dem ört⸗

lichen Bedürfnis entſprechdert Weiſe zu fördern ,

und zwar in Fühlung mit den einheimiſchen Be —

hörden und der Einwohn ſchaft .

In den Rahmen der Vereinstätigkeit ſollen bei⸗

ſpielsweiſe fallen :

a) Beſſere Geraltung der Stadt und Dorfan⸗

lage und des Orſsbildes in Stadt und Dorf unter

Berückſichtigung der Beſtrobungen des Heimat

ſchutzes ,
b) landwirtſchaftliche Meliorationen ,

c) Maßnahmen zur Hebung des Kleingewerbes
und landwirtſchaftli her Kleinbetriebe ,

d) Förderung der Schaffung von Eigenheimen
init Gartengrundſtücken eimter Berückſichtigung von

Kriegsinvaliden und Kriege - witwen ,

e) Beſchaffung von Einrichtungen

nungen und Werkſtätten ,

f ) Beihilfen zur Unterſtütznug und Förderung

kriegsbeſchädigter Perſonen .

In allen Fällen will der Verein nur einreifen

außerhalb Rahmens der dem Reiche vder

Staate obliegenden oder von ihnen übernommenen

Verpflichtungen . “

Sitz des Vereins iſt Mannheim ,

ſitzender desſelben Herr Oberbürgermeiſter

Kutzer daſelbſt .

Es wid dringend gewünſcht , daß ſich auch die

badiſchen Landgemeinden in dieſen Verein als

Mitglieder aufnehmen laſſen ; der Jahresbeitrag
wurde auf mindeſtens 50ũ % für Gemeinden von

3000 bis 10 000 Seelen und 20 %/ für Gemeinden

unter 3000 Seelen beſtimmt .
Die Beiträge können auf eine beſchränkte An⸗

zahl von Jahren etwa 5 — bewilligt werden .

für Woh

des

Der Vor⸗

Dr .
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e Beitrittsanmeldungen und Zahlungen ſind an wäre dieſer Satz doch auf 60 bis 100 / zu er⸗

den Vorſitzenden , Herrn Oberbürgermeiſter Dr . erhöhen .

at
Kutzer in Mannheim, zu richten , auch wir ſind be — Der Vorſitzende .

8 reit , ſolche zu vermitteln Nr . 2. Der Bürgermeiſter einer Gemeinde von

n Wir bitten dringend um zahlreichen Beitritt . ] nicht ganz 2000 Seelen ſchreibt uns :

5 Vad . Landgemeinden⸗Verband e. V. „ Aufmerkſam geworden auf Ziff . 7 der Zeit

— — ſchrift Nr . 2 Seite 26 vom Februar 1916 teile ich

g. Entſchädigung der Gemeindebeamten für die die hieſige Gehalteregplung der Gemeindebam

in außergewöhnlichen durch den Krieg veranlaßten ten mit : Der Bürgermeiſter hatte bisher einen

r Arbeiten . Gehalt von 500 / , der Ratſchreiber 550 und der

er ſind uns erfreulicherweiſe in letzter Zeit Gemeinderechner einen ſolchen von 450 . Der

he Mitteilungen über die Regelung obiger Unterzeichnete hat hierauf im Auguſt vorigen

Angelegenheit in verſchiedenen Gemeinden des Jahres einen Gehaltstarif für Gemeindebe —

Landes zugogangen . Wir tönnen ſolche nicht alle amte und Bedienſtete aufgeſtellt , dahingehend ,

hier mitteilen , aber zwei Mitteilungen verdienen [ [ daß der Anfangsgehalt des Bürgermeiſters in

es doch , der Allgemeinheit zugänglich gemacht zu den erſten 3 Jahren 800 , die folgenden 3 Jahre

0 werden , wir geben ſie daher hier wörtlich wieder 1000 und die letzten 3 Jahre 1200 „ / Höchſtge

n, und hoffen , daß dieſelben bei den etwa noch zaghaf halt betragen ſoll , desgl . auch beim Ratſchreiber

n ten Herren Kollegen ihren Eindruck nicht verfehlen und beim Rechner Anfangsgehalt 600 l ,

el werden . Höchſtgehalt 800 / in 4 Jahren mit dem An

t⸗ Nr. 1. Ein Bezirksvorſtand ſchreibt ans , daß trag , daß die , welche ſich ſchon länger im Amt be

n, er an alle Gemeinden ſeines Bezirks die folgende finden , mit Wirkung vom 1. Januar 1915 in

e Aufforderung gerichtet habe , welcher auch von den den Höchſtgehalt einrücken .

meiſten Gemeinden bereits entſprochen worden ſei . Der Gemeinderat hat den Antrag einſtimmig

An die Bezirksgmeinden des Landgemeinde und der Bürgerausſchuß mit drei Viertel der

verbands . Stimmen genehmigt . Natürlich mußte dem ein

Die Mehrleiſtungen der Gemeindebamten entſprechender Antrag vorausgehen unter Stel

er und Bedienſteten während des Kriegaes betr . lung der Alternative von Seiten der Perſon

t In einer am 2. Januar d. J . ſtattgefundenen des Bürgermeiſters . Ende November 1915 hat

Bürgermeiſterverſammlung wurde u. a. die oben⸗ bei einer Bürgermeiſterverſammlung der Amts —

genannte Sache eingehend beſprochen und als die vorſtand die Frage der Beamtenbezahlung zur

8 einſtimmige Meinung folgendes feſtgeſtellt : Sprache gebracht und den Grundſatz aufgeſtellt ,

Die Inanſpruchnahme der Gemeindebamten man ſolle die Beamten entſprechend vergüten und

n und Bedienſteten hat im allgemeinen einen Um — zwar bis zu 50 Pfg . ppro Kopf der Einwohnerzahl .

n fang angenommen , dr mindeſtens dem 5 bis 6- In dieſem Sinne erließ er auch ein diesbezügli

fachen der Friedensar gleichkommt . ches Schreiben an ſämtliche Gemeinderäte . Auf

0 Die Genannten ſind ſich bewußt , daß es in dieſes hin hat der hieſige Gemeinderat nochmals

dioſer ernſten Zeit ihre Pflicht iſt , wie die Bra — 500 / für den Bürgermeiſter , 125 / für den

ig ven an der Front und andere Berufe im wirt — Stellvertreter , 125 / für den Ratſchreiber und

ſchaftlichen Kampfe im Innern des Vaterlandes 125 / für den Gemeinderechner bewilligt . Ein —

n
für dieſes die weitgehendſten Opfer zu bringen gangs habe ich vergeſſen , daß auch der Gemeinde⸗

r
und daß aus die Grundl die Feſtſetzung der rat im Gehaltstarif aufgenommen war , welcher

Entſchädigung in Geld nur in einem ganz be — auch gleich in den Höchſtgehalt eingeführt wurde .

ſcheidenen Verhältnis zu den Mehrleiſtungen Das halte ich für zweckmäßig und es hat ge —

ſtehen ſoll . klappt . Es iſt meine feſte Ueberzeugung , daß ge

N Die Verſammlung iſt der Meinung , daß deshalb rade in der ſchweren Kriegszeit am allerbeſten

den in Betracht kommenden Beamten nicht der mit die Gehaltsfrage , hauptſächlich in den Landor

den 5= oder 6fachen Leiſtungen im Verhältnis ten , wo ziemlich Landwirtſchaft getrieben wird ,

5 ſtehende in Frage kommt , hoffen aber geregelt werden kann . Wir wiſſen , daß in je

5
von der der Gemeindeverwaltungen er⸗ nen Orten Geld genug vorhanden iſt . Wenn ein

9 warten zu dürfen , daß bei normalen Verhältniſ⸗ Beamter ſeine Pflicht getan hat und tut , darf

ſen als Minimum ein Viertel bis ein Drittel Er — er ſich nicht zurückſchrecken laſſen von einer ge —

5
höhung der feſten Bezüge gewährt wird . rechten Forderung , und wenn er dann an das

In einer größeren Anzahl von Gemeinden im Gerechtigkeitsgefühl der Gemeindevertreter he —

Armierungsbereich oder dort , wo andauernde rantritt , ſo werden in den meiſten Fällen die

Einquartierungsarbeiten zu erledigen waren , Forderungen genehmigt werden .
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Bad . Landgemeinden⸗Verband E . V.

Rechnungs⸗Ergebniſſe für das Jahr 1915 .

Soll Hat Reſt
1 8 1 3 % e00

Einnahmen .
§ 1. Kaſſenvorrat . ö I WSEE — —

§ 2. Rückſtände 98 — 59 — 39 —

§ 3. Beiträge 8155 — 8064 — 1 *

§ 4. Zinſen 329 64 329 64 —( —

§ 5. Von der Zeitſchrift 83163 — — 83163

§ 6. Sonſtige Einnahmen At 20 F420

§ 7. Wiedererſatz von Vorſchüſſen R 10οα

§ 8. Ausgleichungspoſten —
—

§ 9. Heimbezahlte Kapitalien 12974 50 5350 — 7624 50

Summa 1271781 14131 68 [ 8586 13

Ausgaben .

§ 1. Rückſtände 966 [ 55 96405 250

§ 2. Gehalt und Gebühren der Vorſtandswitgleder 8
und des Rechners . 1086 65 532 60 554 05

§ 3. Für das Geſchäftsbüreau 3195 63 3195 63 5 —

§ 4. Sonſtiger Verwaltungsaufwand . 65561 655 [ 61 — —

§ 5. Sonſtige Ausgaben 39279 — —

§ 6. Abgang und Nachlaß 424 — 42 —

§ 7. Vorſchüſſe 100 — 1004 — — —

§ 8. Ausgleichungspoſten — 65 — 65 — —

§ 9. Angelegte Kapitalien 7537 20 7537 20 — —

Summa 13977 08 1342053 556 55

Abſchluß .
Die Einnahmen betragen 14 131 . 68 - ι

Die Ausgaben betragen 13 420 . 53

ſomit Kaſſenreſt 71115 • 7

Vermögensſtand .
1. Kaſſenvorrat 711 . 15 K4
2. Rückſtände 961 . 63

3. Ausſtehende Kapitalien 7224 . . 50

4. Fahrniſſe 787 . 17 6ft

Sa . 10084 . 45 %

darauf haften

Schulden .

Ausgabsrückſtände 565 . 55

Reſt reines Vermögen 9527 . 90 K

Dasſelbe betrug Ende 1914 5493 . 51

ſomit Vermehrung 4043 . 39

nämlich :
laufende Einnahmen 9387 . 47 cl .

laufende Ausgaben 5372 . 68

Einnahme⸗Ueberſchuß 4014 . 79 1

Fahrniſſe mehr 19 . 60 4

gibt wieder 4034 . 39



—

Feuerverſicherungs⸗Verein „ Badenia “

Rechnungs⸗Ergebnis
für das vierte Geſchäftsjahr 1915 .

‚ Soll 1 Reſt
Einnahmen :5

16 1 . 0 606 0

§ 1. Kaſſenvorrat 416 [ 93 416 93 — ——
§ 2. Rückſtände . 33 *

§ 3. Prämien 4245 15 4434 4 15 111 —

§ 4. Eintrittsgelder 4613 — 4399 40 213 60

§ 5. Aus Vergünſtigungsverträgen 7519 79197 — —

§ 6 . Zinſen 762 75752 75 —

§ 7. Heimbezahlte Kapitalien 27421 [ 77 [ 2230 — f22191 77

§ 8 . Erſatz der Rückverſicherungs⸗Geſellſchaft 7
— — — —

§ 9. Sonſtige Einnahmen 1011 45 973 40 39 05

EAa 39˙ 79002. 13668 60 32555 42

Ausgaben :
§ 1. Entſchädigungen für verſichertes Mobiliar — — 8

—
—

§ 3. Prämien an die Rückverſicherung ieeen 7
§ 5. Verwaltungskoſten 930 03 2111 136 03

§ 5 . Koſten für Erwerb von Wertpapieren 1980 — 1980 —

§ 7. Kapitalanlagen 7552 75 [ 755275 — —

§ 8. Sonſtige Ausgaben —1012 280 976. — 35 . 10

Summa 1363 “ 28 13466 15 Nin

Abſchluß :
Die Einnahmen betragen 1366860

Die Ausgaben betragen 13466 [ 15

ſomit Kaſſenreſt 202 45

Vermögensſtaud :
1. Ausſtehende Kapitalien 22191 XK 77 0
2. Rückſtände 363 65
3. Kaſſenvorrat 202 45 3

Summa 22757 . . 87 3
darauf haften als

Schulden :

Ausgaberückſtände 171 α 13 5

Reſt reines Vermögen 22586 νM4

Dasſelbe betrug 1914 15104 σ 15 5

ſomit Vermehrung 7482 / 59 3

Sicherheitsfond :
Nach § 32 Abſ . 3 der Satzungen 1914 1915⁵

1 / der Verſicherungsſumme , welche betrug 3367 350 / 4 572700

ſomit Sollbetrag 33 673 KA 45 727

er beträgt in Wirklichkeit 15 104 22 586 /6

oder 44,85 %/ 49,39 —0

ſomit Zunahme des Sollbeſtandes 4,54 %

Die Zahl der abgeſchloſſenen Verſicherungen betrug Ende 1915 386 .

Die Verſicherungsſumme betrug :
a. dauernde Verſicherungen 4 572 700 A.

b. im Jahre 1916 ablaufende 125 400

Summa 4 698 100 K

Brandſchaden wurde im Jahr 1915 angemeldet
von einer Gemeinde 140 A

welche noch nicht ausbezahlt ſind .



rer mit zuverläſſigem und reichhaltigem Inhalt auf

1 ſ ichti iete der Kriegsfürſorge vorhanden
ücherſchau .

dem ſo wichtigen Gebiete der Krieg 0 zand
ch ſch war . Der Wegweiſer entſpricht deshalb einem dringen⸗

den Bedürfnis und wird insbeſondere von den Staats⸗
Die Qsoitf 44 Fu * Nor 2
Die Zeitſchrift für das Verwaltungs⸗ und Rech⸗ 4 8

e Zeitſchriſt 9 und Gemeindebehörden ſowie von den Krankenkaſſen dank⸗

nungsweſen der Gemeinden , Krankenkaſſen ꝛc . ] bar begrüßt werden . Aber auch die Krieger und Krieger⸗

ſchreibt: familien haben daran ein lebhaftes Intereſſe , weil es

ihnen ermöglicht wird , über alle ihnen zuſtehenden Rechte
und Pflichten ſich ſelbſt zu unterrichten . Den Gemeinde⸗

„ Im Verlag der Herren Spachholz u. Ehrath , [ Hbehörden und Krankenkaſſen werden dieſe jedenfalls nach

Vonndorf iſt ein „ Wegweiſer durch die geſamte Kriegs⸗ [ dem Kriege keine Vorwürfe über etwaige Verſäumniſſe

verſorgung “ erſchienen , der in überaus verſtändlicher [ machen können , nachdem für ſie nun Gelegenheit beſteht ,

Weiſe Kriegsgeſetze behandelt , welche derzeit das höchſte alle Kriegsfürſorge - Beſtimmungen ſelbſt kennen zu

Intereſſe beanſpruchen . Dieſe Broſchüre ſollte bei keiner M.

Behörde und in keiner Schule fehlen , denn es wurde bis⸗

her ohne Zweifel als Mangel empfunden , daß kein Füh⸗

Weuntitr durg dit geluutt Mechwungsimpreſſen
Kriegsverſargung mit Vordruck und zwar von § 1 bis § 45 Ein⸗

nahmen und Ausgaben .

In unſerem Verlag iſt ein von ſachverſtändi Der Gebrauch dieſer Vordruckimpreſſen erſpart nicht

ger Seite bearbeiteter Wegweiſer durch die geſamte [nur viel Zeit ſondern er vereinfacht und erleichtert auch die

Kriegsverſoraung erſchienen , welcher jedermann ,
Arbeit der Rechnungsſteller und der Reviſion . Gie ſind
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ganz beſonde aben den Behörden und Beamten
darum mit Recht beſtens empfohlen .

wertoolle Dienſte leiſten wird . Der Wegweiſer um Ferner empfehlen :

faßt 52 Seiten und behandelt in eingehender und

überſichtlicher Weiſe folgende Gegenſtände : Impreſſen zur

Holznaturalien⸗Rechnung .
I. Familienunterſtützungsgeſetz

II . Kriegswochenhilfe DuFür die Gemeinden ! -

III . Mannſchaftsoerſorgungsgeſetz und Mili⸗ Spachholz u. Ehrath , Bonndorf ( Baden) .

tärhinterbliebenengeſetz
IV . Kriegsteilnehmer und Sozialverſicherung

A. Krankenverſicherung

B. Invalidenverſicherung
C. Angeſtelltenverſicherung Bül 8
D. Privatverſicherung

U OW- d Onpianinos
V. Rechtsſchutz der Kriegsteilnehmer mit Flügelton , faſt neu , 8 Jahre Garantle ,

VI. Kriegsbeſchädigte
statt Mk . 850 . — ſür ſIlk . 500 . —.

VII . Zahlung der Löhnung an Angehörige von Sadlon - Pidnino
Gefangenen und Vermißten

Ia . Fobrikat , wenig gespielt , 5 Jahre Garontie , statt

Vergleiche mit Oeſterreich Mk . 700 . — für IIk . 400 . — abzugeben .

IX . Teuerung , Merkſätze , Mahnungen . Abbildung und Prachtkatalog mit über

Einzelpreis nur 50 Pfg . : Bülow - , Einger - , Nagel - Pianinos frei .

5 V

Spachholz E& Ehrath , Bonndorf .
Fr . Siering . Mannheim C7 Nr . 8

— ͤ — ꝛnu

ͤ
— ꝑIͥ ͤ —UI5
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Fur gefälligen Beachtung !
Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
4

a) des Landgemeindenverbandes ( 7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar —

ſtraße 19 ;

b) des Rechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

ch der Bestellung und des Uersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Verlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände . Geſchäftsſtelle in Bonndorf .

Schriftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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